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316 Verordnung 


über die Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 16, 17, 68 und 89 ſowie $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 


Allgemeine Beſtimmungen 
Artikel I 


J. Im Sinne der vorliegenden Verordnung bedeuten die Ausdrücke: „Bekämpfung von Pflanzen⸗ 
krankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern“ die Verhinderung der Ausbreitung von Pflanzen⸗ 
krankheiten, Schädlingen und Unkräutern ſowie deren Ausrottung. 


II. „Pfanzen“ — Pflanzen in friſchem Zuſtande, ihre Teile und Samen. 


III. „Krankheitsverdächtige Pflanzen“ — Pflanzen, bei denen der Verdacht beſteht, daß ſie krank 
oder von einem Schädling befallen ſind oder daß ſie eine Krankheit oder einen Schädling übertragen 
können. 


IV. „Verſeuchte Felder“ — Felder, auf denen Pflanzen von einer Krankheit oder einem Schäd⸗ 
ling befallen wurden. . 5 


V. „Krankheitsverdächtige Felder“ — Felder, die an verſeuchte Felder angrenzen, ſowie Felder, 
bei denen die begründete Annahme beſteht, daß ſie verſeucht ſind. 


Artikel II 
Der Bekämpfung und Ausrottung unterliegen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung ſolche 
Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlinge und Unkräuter, die in den Ausführungsverordnungen bezeichnet 
werden. 
Artikel III 
Zur Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten und Pflanzenſchädlingen ſowie zur Ausrottung von 
Unkräutern kann der Senat 

1. verbieten, daß kranke, von einem Schädling befallene und krankheitsverdächtige Pflanzen, 
Pflanzenſchädlinge ſowie ſämtliche Gegenſtände, die Krankheiten und Schädlinge verbreiten 
können, aus dem Auslande eingeführt oder ins Ausland ausgeführt oder durch das Gebiet 
der Freien Stadt Danzig befördert werden: 

2. die Bedingungen feſtſetzen, denen die aus dem Auslande eingeführten oder ins Ausland 
ausgeführten oder durch das Gebiet der Freien Stadt Danzig beförderten Pflanzen ſowie ihre 
Verpackung und Beförderungsart zu entſprechen haben; 

3. die Grenzſtationen beſtimmen, über welche die Beförderung der Pflanzen zuläſſig iſt; 

4. beſtimmen, daß und in welchem Umfange kranke, von einem Schädlinge befallene und krank⸗ 
heitsverdächtige Pflanzen ſowie Unkräuter und Pflanzenſchädlinge zu vernichten ſind; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 12. 1934.) 
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. beitimmen, daß binnen einer beſtimmten Friſt Arbeiten auszuführen ſind, die das Auf⸗ 
treten und die Übertragung von Pflanzenkrankheiten und Pflanzenſchädlingen verhindern, ſo⸗ 
wie insbeſondere anordnen, daß verſeuchte und krankheitsverdächtige Felder ſowie ſämtliche 
Räume und Einrichtungen, in denen kranke, von einem Schädling befallene oder krankheits⸗ 
verdächtige Pflanzen untergebracht waren, ſowie alle Gegenſtände, die Träger von Krank⸗ 
heiten und Schädlingen ſein können, zu reinigen und zu desinfizieren find; 

. beitimmen, auf welche Weiſe kranke, von einem Schädling befallene und krankheitsverdäch⸗ 
tige Pflanzen zu verwerten find; 5 

. beitimmte Arten der Reinigung und Verwertung von kranken, von einem Schädling be⸗ 
fallenen und krankheitsverdächtigen Pflanzen verbieten; 

. verbieten, daß Pflanzen aus einem Orte befördert oder übertragen werden, an dem auf 
dieſen Pflanzen Zeichen einer Pflanzenkrankheit, eines Pflanzenſchädlings oder Erſchei⸗ 
nungen, die den Verdacht des Auftretens einer Krankheit oder eines Schädlings erwecken, 
feſtgeſtellt worden ſind, und anordnen, daß die Beförderung ſolcher Pflanzen nur unter be⸗ 
ſtimmten Bedingungen zuläſſig iſt; 

9. Geſundheits⸗ und Arſprungszeugniſſe vorſchreiben; 


den Verkehr mit Pflanzen und allen Gegenſtänden, die eine Krankheit oder einen Schädling 
übertragen können, auf ein beſtimmtes Gebiet beſchränken; 

11. verbieten, daß beſtimmte Pflanzen auf verſeuchten und krankheitsverdächtigen Feldern an⸗ 
gebaut werden; N 
„verbieten, daß Pflanzen, die Krankheiten oder Schädlinge übertragen oder Träger ſolcher 
Krankheiten und Schädlinge ſein können, angebaut werden oder den Anbau ſolcher Pflanzen 

von der Erfüllung beſtimmter Bedingungen abhängig machen; 
anordnen, daß binnen einer beſtimmten Friſt krankheitsverdächtige Erſcheinungen ſowie das 
Auftreten von Pflanzenkrankheiten und Pflanzenſchädlingen der Behörde anzuzeigen ſind. 


Im einzelnen beſtimmt der Senat die Art der Bekämpfung der Pflanzenkrankheiten, Pflanzen⸗ 
ſchädlinge und Unkräuter. 


13. 


Artikel IV 
Der Senat kann: 


1. abweichend von Artikel 3, Anſtalten und Perſonen, die wiſſenſchaftliche Forſchung betreiben, 
beſondere Bekämpfungsmaßnahmen geſtatten, ſoweit es dieſe Forſchungen erfordern; 


2. beſondere Bekämpfungsmaßnahmen für die im Eigentum des Staates ſtehenden Grundſtücke 
vorſchreiben. a a 


Artikel V 8 
Die Ausführung von Anordnungen, die auf Grund dieſer Verordnung oder der hierzu er⸗ 


laſſenen Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen werden, kann auf Koſten des Verpflichteten polizeilich er⸗ 
zwungen werden. 


N Artikel VI 


Die Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern auf Grund dieſer 
Verordnung obliegt der Ortspolizeibehörde unter Mitwirkung der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzen⸗ 
Hub nach Maßgabe der gemäß Artikel III erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. 


Artikel VII 


Zur Erfüllung ihrer Aufgabe haben die in Artikel VI genannten Behörden das Recht: 


1. Grundſtücke ſowie alle Räume, in denen Pflanzen aufbewahrt, bearbeitet oder verkauft 
werden, zu betreten; 

2. Pflanzen auf dem Grundſtück oder in den in Artikel III Ziff. 5 bezeichneten Räumen ſowie 
dieſe ſelbſt und alle Einrichtungen, die zur Be⸗ und Verarbeitung der Pflanzen dienen, ein⸗ 
ſchließlich der Beförderungsmittel zu unterſuchen; Er 

3. koſtenlos Proben in der zur Unterfuhung notwendigen Menge zu entnehmen; | 

4. die erforderlichen Auskünfte von denjenigen Perſonen zu verlangen, in deren Beſitz ſich das 

6 Grundſtück und die obenbezeichneten Räume und Einrichtungen befinden; 
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5. alle Arbeiten, die mit der Reinigung der Pflanzen, des Grundſtücks, der Räume und Ein⸗ 
75 1 5 5 ſowie mit der Be⸗ oder Verarbeitung der Pflanzen verbunden ſind, zu über⸗ 
wachen; 
6. die Beförderung von Pflanzen auf dem Land⸗ und Waſſerwege zu überwachen ſowie für den 
Fall, daß die Beförderung nicht den Beſtimmungen dieſer Verordnung und den dazu er⸗ 
laſſenen Ausführungsbeſtimmungen entſpicht, Transporte anzuhalten. 
Das Nähere über die Handhabung der Aufſicht beſtimmt der Senat. 
Artikel VIII 
Soweit nach dieſer Verordnung und den dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen gegen Ent⸗ 
ſcheidungen und Anordnungen Rechtsmittel zuläſſig ſind, haben dieſe keine aufſchiebende Wirkung. 
Artikel IX 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung und die hierzu erlaſſenen Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen werden mit Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 
10000, — G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Neben der Strafe kann auf Einziehung der 
kranken und krankheitsverdächtigen Pflanzen ſowie ſämtlicher Gegenſtände, die mit ihnen in Be⸗ 
rührung gekommen ſind, erkannt werden. Kann eine beſtimmte Perſon nicht verfolgt werden oder iſt 
Strafverfolgung undurchführbar, ſo kann ſelbſtändig auf Einziehung erkannt werden. 
Artikel X 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend am 1. September 1934 in Kraft. 
Danzig, den 11. Dezember 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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betreffend die Einfuhr von Pflanzen aus dem Zollausland. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des Artikels 3 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, 
Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden zur Regelung der 
Einfuhr von Pflanzen aus dem Zollausland folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


8 1 
Kartoffeln aller Art, dürfen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nur in neuen, unbenutzten, 
vom Verſender plombierten Verpackungen oder loſe in plombierten Bahnwagen eingeführt werden. 
Jeder Sendung hat der Verſender 2 Ausfertigungen einer Beſcheinigung des amtlichen Pflanzen⸗ 
ſchutzdienſtes des Ausfuhrlandes nach anliegendem Vordruck Nr. 1 beizufügen. Aus der Beſcheinigung 
muß hervorgehen, daß die Kartoffeln ſowie alle zu ihrer Verpackung benutzten Gegenſtände frei von 
nachſtehenden Krankheiten und Schädlingen ſowie von Eiern und Larven dieſer Schädlinge ſind: 
Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioticum Pere.) 
Pulverſchorf (Spongospora subterranea WII.) 
Kartoffelkäfer (Leptinotarsa decemlineata) 
Kartoffelmotte (Phthorimaea operculella Zell) 
Kartoffelnemadode (Heterodera schachtii rostochiensis Woll.) 
Ferner muß beſcheinigt werden, daß die Kartoffeln in einer Gegend gewachſen ſind, die frei von den 
genannten Krankheiten und Schädlingen iſt, und daß die Gegend 20 km von dem nächſten Ort, an 
dem der Kartoffelkrebs feſtgeſtellt worden iſt, und 50 km vom nächſten Ort, an dem der Kartoffelkäfer 
feſtgeſtellt worden iſt, entfernt iſt. z . gg 
„%% ee 
Die folgenden Erzeugniſſe des Pflanzenbaues dürfen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig unter 
der Bedingung eingeführt werden, daß die Sendung mit 2 Ausfertigungen einer Beſcheinigung des 
amtlichen Pflanzenſchutzdienſtes des Ausfuhrlandes laut anliegendem Vordruck Nr. 2 verſehen iſt: 
a) Sämtliche Bäumchen und Sträucher ſowie ihre Setzlinge und Reiſer; 
b) bewurzelte Zierpflanzen ſowie ihre Setzlinge (Zwiebeln, Knollen und Wurzeln); 
e) Früchte in friſchem Zustande: Apfel, Birnen, Pflaumen, Pfirſiche, Aprikoſen, Sauer⸗ und 
Süßkirchen; i 
d) Gemüfe aller Art in friſchem Zuſtande ſowie ſeine über und unter der Erde befindlichen Teile 
(ausgenommen die in § 5 genannten Sämereien und die in $ 1 genannten Kartoffeln). 
e) Alle Samen von: Erbſen, Peluſchken Speiſebohnen, Linſen, Wicken, Pferde⸗ und Ackerbohnen. 
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Aus den Geſundheitsbeſcheinigungen des Vordruckes 2 muß hervorgehen, daß der Inhalt der Sen⸗ 
dung ſowie alle zu ihrer Verpackung dienenden Gegenſtände unterſucht und frei befunden wurden von 
den in der Anlage genannten Krankheiten und Schädlingen ſowie von Eiern und Larven dieſer Schäd⸗ 
linge. Ferner muß aus der Beſcheinigung hervorgehen, daß die in § 2 genannten Erzeugniſſe des 
Pflanzenbaues in einem von dieſen Krankheiten und Schädlingen freien Betriebe erzeugt worden ſind. 
Bei der Einfuhr von Bäumchen, Sträuchern und bewurzelten Setzlingen ſowie allen anderen lebenden 
Pflanzen mit Wurzeln oder von unterirdiſchen Pflanzenteilen (Zwiebeln, Knollen, Wurzeln) mit daran 
haftendem Erdreich oder in Behältniſſen mit Erde haben die Beſcheinigungen des Vordrucks Nr. 2, 
außerdem die Feſtſtellung zu enthalten, daß dieſe Pflanzen in einer von Kartoffelkrebs (Synchytrium 
endobioticum Perc.) freien Gegend erzeugt wurden und die in der Sendung enthaltene Erde nicht 
von einer durch Kartoffelkrebs verſeuchten Gegend ſtammt. 


8 4 


Die in § 1 und 8 2 genannten Kartoffeln, Pflanzen, Samen und Früchte, die von den durch die 
Grenze durchſchnittenen oder abgetrennten landwirtſchaftlichen Betrieben ſtammen und für den drin⸗ 
genden Bedarf dieſer Betriebe beſtimmt ſind, können ohne Geſundheitsbeſcheinigungen nur mit Genehmi⸗ 
gung des zuſtändigen Landrates eingeführt werden. 


8 5 
Aus dem Zollauslande eingeführte Sämereien von: Klee, Luzerne, Wundklee, Honigklee, Stein⸗ 
klee und Timothee müſſen mit 2 Ausfertigungen einer Beſcheinigung laut anliegendem Vordruck Nr. 3 
einer amtlichen Samenkontrollſtation des Ausfuhrlandes verſehen ſein. 


86 
Die aus dem Zollauslande in das Gebiet der Freien Stadt Danzig eingeführten Sämereien von 
Klee, Luzerne, Wundklee, Honigklee und Steinklee ſind bei den zur Durchführung der Zollabfertigung 
dieſer Waren ermächtigten Zollämtern auf Koſten des Wareneinführers einer zwangsweiſen Färbung 
nach Maßgabe der geltenden Vorſchriften zu unterziehen. 


8 7 


Speiſebohnen, ausgenommen die Bohnen der Gattung „Phaſeolus lunatus“ und „Rangoon“ ſowie 
andere giftige Bohnen, können in das Gebiet der Freien Stadt Danzig auf Grund von Beſcheinigungen 
des Vordruckes Nr. 2 ſowie von Eignungsbeſcheinigungen ausländiſcher ſtaatlicher Behörden oder land⸗ 
wirtſchaftlicher Verbände gemeinnütziger Art hereingelaſſen werden. In den Eignungsbeſcheinigungen iſt 
der pflanzenkundliche Name der Speiſebohnengattung anzugeben. Auch muß aus den Beſcheinigungen 
hervorgehen, daß die Speiſebohnen keine giftigen Beſtandteile enthalten. Fehlt dieſe Beſcheinigung, ſo 
kann ſie durch die Beſcheinigung des ſtaatlichen Chemiſchen Anterſuchungsamtes erſetzt werden, und zwar 
wird die Beſcheinigung nach der Unterfuhung der der Anſtalt vom Zollamt unter Dienſtſiegel einge⸗ 
ſchickten Proben ausgeſtellt. Überfendung und Unterſuchung der Proben erfolgen auf Koſten des über 
die Ware Verfügungsberechtigten. : 

88 

Bei der Durchfuhr der in $ 1 und § 2 genannten Kartoffeln, Pflanzen, Sämereien und Früchten 
durch das Gebiet der Freien Stadt Danzig ſind die in dieſen Abſätzen vorgeſehenen Beſcheinigungen 
erforderlich. Die Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn die genannten Waren in gedeckten und 
plombierten Bahnwagen ohne Umladung oder in dicht verſchloſſener und unbeſchädigter Verpackung be⸗ 
fördert werden. ö 

sg 


Die in $ 1, 2, 3 und 5 genannten Beſcheinigungen müffen entweder in deutſcher Sprache oder in 
der Sprache des Ausfuhrlandes ausgeſtellt ſein. Liegt die Beſcheinigung in fremder Sprache vor, ſo 
iſt das Zollamt berechtigt, eine deutſche Überſetzung der Beſcheinigung zu verlangen. 


8 10 


Der Geſundheitszuſtand der in §S 1 und 2 genannten Waren kann durch hierzu vom Senat er⸗ 
mächtigte Sachverſtändige auf den Zollämtern nachgeprüft werden. Werden an den genannten Waren 
die in dieſer Verordnung erwähnten Krankheiten oder Schädlinge feſtgeſtellt, ſo dürfen dieſe Waren 
nicht in den freien Verkehr gelaſſen werden. Sn 
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8 11 
Die in § 1 und 2 genannten Pflanzen und ihre Teile, die nicht mit Pflanzengeſundheitsbeſcheini⸗ 
gungen der Vordrucke 1 und 2 verſehen ſind, können erſt dann in den freien Verkehr abgelaſſen 
werden, wenn der über die Ware Verfügungsberechtigte eine Beſcheinigung der Hauptſtelle für Pflanzen⸗ 
ſchutz beibringt, nach der die betreffende Sendung frei von gefährlichen Pflanzenkrankheiten und Schäd⸗ 
lingen iſt. 
8 12 


Mit der Beſcheinigung (Vordruck Nr. 3) der amtlichen Samen ⸗Kontrollſtelle nicht verſehenen 
Sämereien von Klee, Luzerne, Wundklee, Hoagigklee, Steinklee und Temothee können in freien Verkehr 
abgelaſſen werden, wenn von der landwirtſchaftlichen Verſuchs⸗ und Kontrollſtation Danzig eine 
Beſcheinigung vorliegt, deren Inhalt dem Vordruck Nr. 3 zu entſprechen hat. 


8 13 


Die in 8 5 genannten Sämereien, die mit Beſcheinigung des Vordruckes Nr. 3 der amtlichen aus⸗ 
ländiſchen Samenkontrollſtelle verſehen ſind, können in Danzig nochmals unterſucht werden. Ergibt die 
Untersuchung, daß die überſandten Sämereien durch Flachsſeide verunreinigt ſind, ſo dürfen ſie nicht in 
den freien Handel gelaſſen werden. 

8 14 

Die Beſtimmungen über die Färbung ſowie hinſichtlich der Beſcheinigungen über die Reinheit der 
Sämereien erſtrecken ſich nicht auf Handelsproben im Bruttogewicht von 100 g und weniger; dieſe 
können unbeſchränkt eingeführt werden. 

8 15 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig wird die Ver⸗ 
ordnung zur Abwehr der Einſchleppung des Kartoffelkrebſes vom 7. Oktober 1933 (G. Bl. S. 487) 
außer Kraft geſetzt. 

Danzig, den 11. Dezember 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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Vordruck Nr. 1 


Muſter des Geſundheits⸗ und Arſprungszeugniſſes für Kartoffeln. 


Meſprüngslan?d/?/‚ 
N ee 
Gejundheits- und Arſprungszeugnis für Kartoffeln. 
(Gültig 30 Tage vom Tage der Ausſtellung.) 
Der Unter zeichnete Er „„So 


beſcheinigt, daß die in der nachſtehend beſchriebenen Sendung enthaltenen Kartoffeln unterſucht wurden 
und 

1. frei von nachſtehenden Krankheiten und Schädlingen ſowie von Eiern und Larven dieſer Schäd⸗ 
linge find: Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioticum), Pulverſchorf (Spongospora sub— 
terranea), Koloradokäfer (Leptinotarsa decemlineata), Kartoffelmotte (Phthorimaea oper- 
eulella) und Kartoffelnematode (Heterodera schachtii rostochiensis). 

2. in einer Gegend erzeugt wurden, die frei von vorgenannten Krankheiten und Schädlingen 
ſowie mindeſtens 20 km von dem nächſten Ort, an dem der Kartoffelkrebs (Synchytrium 
endobioticum) feſtgeſtellt wurde, und 50 km vom nächſten Ort, an dem der Koloradokäfer 
(Leptinotarsa decemlineata) feſtgeſtellt wurde, entfernt iſt, 


3: in neuer unbenutzter Verpackung 
ohne Verpackung 
4, in einer Verpackung ſind, die 
in einem Bahnwagen ſind, der 


ſind, 


mit einer Verſchlußplombe mit Aufſchrift 
verſehen iſt, und daß 
5. alle zur Verpackung der in der Sendung enthaltenen Kartoffeln benutzten Gegenſtände frei 


von den unter 1 genannten Krankheiten und Schädlingen ſowie den Eiern und Larven dieſer 
Schädlinge ſind. 


Beſchreibung der Sendung. 


Zeichen der Verpackung 
Nr. des Bahnwagens 


Kartoffelſorte 


(Siegel) 
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Vordruck Nr. 2 


Muſter des Geſundheits⸗ und Urſprungszeugniſſes für Pflanzen. 


Geſundheits⸗ und Arſprungszeugnis für Pflanzen. 
(Gültig 30 Tage vom Tage der Ausſtellung.) 


Der Unterzeichnete 


beſcheinigt, daß die in der Sendung enthaltenen 


ſowie alle zu ihrer Verpackung dienenden Gegenſtände unterſucht wurden ſowie 


1. frei von den in der Anlage genanten Krankheiten und Schädlingen ſowie frei von Eiern und 
Larven dieſer Schädlinge ſind und in einem von nn Krankheiten wu Schädlingen en 
Betriebe erzeugt worden ſind, EF irt ni 

daß 2. die in der Sendung enthaltenen Erzeugniſſe des Pflanzenanbaus in einer vom Kartoffelkrebs 

(Synchytrium endobioticum Perc.) freien Gegend erzeugt worden ſind 


und 3. die in der Sendung enthaltene Erde nicht von einem durch Kartoffelkrebs verſeuchten Ge⸗ 
lände ſtammt. 


Beſchreibung der Sendung. 


Gewicht der Sendung 


Zahl und Art der Verpackung 


Zeichen der Verpackung 


Ji des Ben SSC ã ĩ TTT 


Name und Anſchrift des Verſenders 


Name und Anſchrift des Empfängers 


Unterſchrift 


(Siegel) 


Vordruck Nr. 3 


Muſter der Beſcheinigung über die Reinheit von Klee, Luzerne und dergl. 


Beſcheinigung. 


Die Samenkontrollſtelle in. beſtätigt hiermit, daß die durchgeführte Unter⸗ 
ſuchung in den Proben, die von der nachſtehend beſchriebenen Sendung in der Anzahl von 
En, plombierten, numerierten und mit dem Klebzettel der Begutachtungsſtelle verſehenen Säcken mit 
Sämereien von Klee, Luzerne, Wundklee, Honigklee, Steinklee und Timothee entnommen wurden, kein 
einziges Korn von Flachsſeide ergeben hat. 


Gleichzeitig ſtellt die Kontrollſtelle feſt, daß die Anterſuchung unter Beachtung folgender Beſtim⸗ 
mungen erfolgte; von drei Stellen, von oben, aus der Mitte und von unten wurden aus jedem Sack 
zuſammen 100 g Sämereien entnommen. Jede der ſo entnommenen Proben wurde getrennt unter⸗ 
ſucht. Hierbei wurde auch nicht ein einziges Korn Flachsſeide feſtgeſtellt. Ergab die Unterſuchung das 
Vorhandenſein von Flachsſeide in der Hälfte oder im überwiegenden Teil der Proben, ſo wurde die 
ganze unterſuchte Sendung als durch Flachsſeide verunreinigt erkannt. Das Plombieren der Sendung 
wurde von der Begutachtungsſtelle vor der Durchführung der Unterſuchung vorgenommen. 


Beſchreibung der Sendung: 


1. Bezeichnung der Sämereien 


... ᷣͤ dd d unse 


2. Rohgewicht der Sendung 


3. Zeichen der unterſuchten Sendung und Nr. der Säcke 


Id hc sh HL LLLLLELTLLLIETTTLLLELELLITTTTLLTTITEETEFLTTTT N 


2 


enen ae 


Siegel der Kontrollſtelle Anterſchrift des Leiters der Kontrollſtelle 
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Anlage 5 


Pflanzenkrankheiten: 


Bakterioſe — Bacterium tumefaciens E. Sm. 


Rutenſterben der Himbeere — Didymella applanata 
Sacc. 


Amerikaniſcher Mehltau — Sphaerotheca mors uvae 
Berk. 


Falſcher Mehltau des Hopfens — Pseudoperonos- 
pora humuli Miy. 


Viruskrankheiten des Hopfens — 


Hyacinthenbakterioſe — Pseudomonas hyacinthi 
Er. Sm. 
Fleckenkranheiten der Azaleenblätter — Septoria 


azaleae Vogl. 


Pflanzenſchädlinge: 


Reblaus — Philloxera vastatrix Planch 


Blutlaus — Schizoneura (Eriosoma) lanigera 
Hausm. 


Coloradokäfer — Leptinotarsa (doryphora) 
decemlineata Say. 


Karloffelmotte — Phthorimaea operculella Zell. 


San Jose — Schildlaus — Aspidiotus perniciosus 
Comst. 


AuſternförmigeSchildlaus — Aspidiotus ostreiformis 
Curtis. 


Schildläuſe — Coceidae, alle nicht beſonders genaun⸗ 
ten Gattungen dieſer Familie 


Milben — Nematodes (alle Gattungen dieſer Familie) 
Samenfliegen — Rhagoletis Sp. sp. 


Samenkäfer — Bruchidae (alle Gattungen dieſer 
Familie) 
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318 Verordnung 
über die Bekämpfung des Kartoffelkrebſes. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund der Artikel 2, 3, 4 und 6 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzenkrank⸗ 
heiten, Pflanzenſchädlingen und Unfräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden zur Be⸗ 
kämpfung des Kartoffelkrebſes folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


8 1 
Es wird die Bekämpfung des Kartoffelkrebſes (Synchytrium endobioticum) angeordnet. 


8 2 

Felder, auf denen Kartoffeln vom Kartoffelkrebs befallen ſind, gelten als durch den Kartoffelkrebs 
verſeuchte Felder. 

Felder, die an die von dem Kartoffelkrebs verſeuchten Felder angrenzen, gelten als kartoffelkrebs⸗ 
verdächtige Felder. 

Als kartoffelkrebsverdächtig gelten auch ſolche Felder, die nicht an krebsverſeuchte Felder angrenzen, 
wenn die ſtaatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz vermutet, daß ſie vom Kartoffelkrebs verſeucht ſind 
und die Ortspolizeibehörde dieſe Felder als kartoffelkrebsverdächtig bezeichnet. 


8 3 

Die Eigentümer, Nutznießer, Pächter und Verwalter von Grundſtücken ſowie Perſonen, welche 
Kartoffeln aufbewahren, ſind verpflichtet, der Ortspolizeibehörde oder der ſtaatlichen Hauptſtelle für 
Pflanzenſchutz Kartoffelkrebs oder krebsverdächtige Erſcheinungen anzuzeigen. 

Die Anmeldepflicht beſteht auch dann, wenn in dem nächſtfolgenden Jahre das Auftreten des Kar⸗ 
toffelkrebſes auf einem verſeuchten Felde wieder feſtgeſtellt worden iſt. 

Die Anmeldung muß binnen 24 Stunden nach dem Auftreten der krebsverdächtigen Erſcheinungen 
erfolgen. 

Die zur Anmeldung verpflichteten Perſonen müſſen gleichzeitig mit der Anmeldung der Orts⸗ 
polizeibehörde koſtenlos Kartoffelproben in dichter Verpackung in der zur Unterſuchung notwendigen 
Menge, die nicht 1 kg überſteigen ſoll, einſenden. 

8 4 

Die von einem krebsverſeuchten Felde eingeſammelten Kartoffeln müſſen ſo aufbewahrt werden, 
daß ſie mit geſunden Kartoffeln unverſeuchter Felder nicht in Berührung kommen. 

Die von einem krebsverſeuchten Felde ſtammenden Kartoffeln dürfen nicht als Saatkartoffeln ver⸗ 
wendet werden, dagegen dürfen ſie als Eß⸗ und Futterkartoffeln in gekochtem oder gedämpftem Zu⸗ 
ſtande verbraucht werden. 

Alle nach dem Verbrauch ſolcher Kartoffeln verbliebenen Rückſtände müſſen verbrannt oder min⸗ 
deſtens 75 em tief vergraben werden. 

8 5 

Die von einem krebsverſeuchten Felde ſtammenden Kartoffeln dürfen nicht in fließenden Ge⸗ 
wäſſern, Kanälen, Gräben, Teichen und Seen gewaſchen werden. 

Das zum Waſchen dieſer Kartoffeln verwendete Waſſer muß in eine beſondere Grube von min⸗ 
deſtens 75 em Tiefe abgegoſſen werden. Die Grube muß mindeſtens 5 m von einem Brunnen, einer 
Düngergrube und von den obengenannten Gewäſſern entfernt ſein und nach Abfluß des Waſſers des⸗ 
infiziert werden. 

Werden die von krebsverſeuchten Feldern ſtammenden Kartoffeln in Fabriken verarbeitet, ſo darf 
das zum Waſchen dieſer Kartoffeln verwendete Waſſer nicht auf die Oberfläche von Ackerländereien 
abgeleitet werden. 

8 6 

Alle nach der Kartoffelernte auf krebsverſeuchten Feldern zurückgebliebenen Rückſtände müſſen ſpä⸗ 
teſtens vor dem Pflügen des Feldes an Ort und Stelle verbrannt oder 75 em tief vergraben werden. 

In Betrieben mit krebsverſeuchten Feldern dürfen Karfoffeln auf die in dem betreffenden Jahre 
nicht mit Kartoffeln beſtellten Felder ſowie auf Höfe, Wege, Feldraine, Kartoffelmieten und auf ähn⸗ 
liche Stellen nicht verbracht werden. Sind aus Kartoffeln, welche entgegen dieſer Vorſchrift auf nicht 
mit Kartoffeln beſtellte Orte verbracht wurden, Pflanzen gewachſen, ſo müſſen dieſe bis zum 15. Juli 
ausgegraben und auf die in Abſ. 1 vorgeſchriebene Weiſe vernichtet werden. 
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Die Ortspolizeibehörde kann einen früheren Termin für die Ausgrabung und Vernichtung be⸗ 
ſtimmen. 
8 7 


Aus Betrieben mit krebsverſeuchten Feldern dürfen Kartoffeln, ihre Rückſtände ſowie Pflanzen 
von Hackfrüchten und Zwiebeln, alle Wurzelpflaazen, Unkräuter, Erde und natürliche Düngemittel 
nicht entfernt werden. 

8 8 

Die in den Beſtimmungen der SS 4 bis 7 enthaltenen Beſchränkungen gelten für die in $ 3 ge 
nannten Perſonen ſchon von dem Zeitpunkt an, an dem krebsverdächtige Erſcheinungen feſtgeſtellt werden. 
Dieſe Beſchränkungen verlieren ihre Gültigkeit mit dem Zeitpunkt, zu dem die Ortspolizeibehörde den 
in § 3 genannten Perſonen mitteilt, daß Kartoffelkrebs nicht feſtgeſtellt wurde oder daß er ausge⸗ 
rottet iſt. 

8 9 


Die Ortspolizeibehörde ſetzt im Einvernehmen mit der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzenſchutz die 
Grenzen des Gebiets feſt, aus dem Kartoffeln, Kartoffelrückſtände, Unkräuter, Erde und natürliche 
Düngemittel nicht entfernt werden dürfen. Das Gebiet umfaßt die vom Kartoffelkrebs verſeuchten 
Felder, die an dieſe angrenzenden krebsverdächtigen Felder ſowie weitere Grundſtücke, die im Umkreiſe 
von 5 bis 15 km von dem krebsverſeuchten Felde entfernt find. 

Die Grenzen dieſes Sperrbezirks beſtimmt die Ortspolizeibehörde — je nach der Gefahr der 
Ausbreitung des Kartoffelkrebſes — unter Berückſichtigung der Wirtſchaftsverhältniſſe und der natür⸗ 
lichen Grenzen (Flüſſe, Seen, Wälder, Berge, Sümpfe uſw.) oder der Grenzen der einzelnen Gemeinden, 
Siedlungen oder Wirtſchaften. Die in Abſ. 1 genannten Gegenſtände dürfen von dem Zeitpunkt ab 
nicht mehr entfernt werden, den die Ortspolizeibehörde beſtimmt und gleichzeitig mit der Feſtſetzung des 
Sperrbezirks zur öffentlichen Kenntnis gibt. Dieſes Verbot wird mit dem Zeitpunkt ungültig, zu dem 
die Ortspolizeibehörde die Aufhebung des Sperrbezirks öffentlich bekannt macht. 


8 10 


In Sonderfällen, die durch beſondere Wirtſchaftsverhältniſſe begründet ſind, kann die Ortspolizei⸗ 
behörde geſtatten: 

1. daß aus einem Betriebe mit verſeuchten Feldern Kartoffeln, Pflanzen von Hackfrüchten und 
Zwiebeln und andere Wurzelpflanzen, die von einem nicht verſeuchten Felde ſtammen, entfernt 
werden; 

2. daß aus einem Sperrbezirk Kartoffeln, die von einem nicht verſeuchten Felde ſtammen, unter 
der Bedingung entfernt werden, daß die in der Genehmigung bezeichneten Anforderungen, 
welche die Verhütung der Verbreitung des Kartoffelkrebſes bezwecken, erfüllt werden. 

Die Genehmigung erteilt die Ortspolizeibehörde auf Grund der von der ſtaatlichen Hauptſtelle für 
Pflanzenſchutz gegebenen Anweiſungen und unter Berufung auf dieſe. 


8 11 


Auf verſeuchten oder krebsverdächtigen Feldern dürfen nur Kartoffeln gebaut werden, die von der 
Hauptſtelle für Pflanzenſchutz als gegen den Kartoffelkrebs wiederſtandsfähig bezeichnet werden. 

Iſt durch die Beſtellung mit beſtimmten Pflanzen, welche den Kartoffelkrebs übertragen können, 
auf den verſeuchten oder krebsverdächtigen Feldern die Fortdauer oder Verſchleppung des Kartoffel⸗ 
krebſes zu befürchten, ſo kann die Ortspolizeibehörde auf Grund von Anweiſungen der ſtaatlichen Haupt⸗ 
ſtelle für Pflanzenſchutz und unter Berufung auf dieſe den Anbau dieſer Pflanzen verbieten, wobei das 
Verbot auch auf Sorten, die gegen den Kartoffelkrebs widerſtandsfähig ſind, ausgedehnt werden rann. 

Die Ortspolizeibehörde kann ferner auf Grund von Anweiſungen der ſtaatlichen Hauptſtelle für 
Pflanzenſchutz und unter Berufung auf dieſe anordnen, wie mit den Pflanzen, deren Anbau auf ver⸗ 
ſeuchten oder krebsverdächtigen Feldern erlaubt iſt, verfahren werden muß und kann auch beſtimmte 
Arten der Verwendung dieſer Pflanzen verbieten. 8 


8 12 


Für Felder, die nicht unter 8 2 Abf. 3 fallen und nicht als krebsverdächtig erachtet werden, bei 
denen jedoch infolge des öfteren Kartoffelanbaus die Möglichkeit des Auftretens des Kartoffelkrebſes 
beſteht, kann die Ortspolizeibehörde auf Grund der Anweiſungen der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflan⸗ 


| | 838 en 
zenſchutz und unter Berufung auf dieſe für eine beſtimmte Zeitdauer den Kartoffelanbau überhaupt 
oder den Anbau von Kartoffelſorten, die von der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzenſchutz nicht als 
krebsfeſt bezeichnet werden, verbieten. 
§ 13 


Lagerplätze, Keller ſowie alle anderen Räume, in denen vom Kartoffelkrebs befallene Kartoffeln 
untergebracht waren, ſowie auch die Einrichtungen und Transportmittel wie alle anderen Gegenſtände, 
die mit den vom Kartoffelkrebs befallenen Kartoffeln in Berührung gekommen ſind, müſſen von den 
Eigentümern (Verwaltern) dieſer Räumlichkeiten, Einrichtungen und Gegenſtände ſofort nach der Fort⸗ 
ſchaffung der Kartoffeln desinfiziert werden. 

8 14 


Die Ortspolizeibehörde kann auf Grund der Anweiſungen der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzen⸗ 
ſchutz und unter Berufung auf dieſe die Vernichtung der vom Kartoffelkrebs befallenen Kartoffeln in 
einer beſtimmten Friſt in den Fällen anordnen, in denen die durch dieſe Verordnung vorgeſehenen 
Beſchränkungen bezüglich der Verwendung dieſer Kartoffeln, der Art ihrer Reinigung oder hinſichtlich 
des Verkehrs mit dieſen zur Beſeitigung der Gefahr der Ausbreitung des Kartoffelkrebſes nicht aus⸗ 
reichen. 

8 15 


Die Ortspolizeibehörde benachrichtigt die ſtaatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz, der ſie gleichzeitig 
eine Kartoffelprobe zur Unterſuchung in einer dichten Verpackung einſendet, von jeder erſtatteten An⸗ 
zeige über das Auftreten des Kartoffelkrebſes ſowie von krebsverdächtigen Erſcheinungen wie auch von 
den auf eine andere Art wahrgenommenen oder feſtgeſtellten Fällen des Auftretens dieſer Erſcheinungen. 


§ 16 


Die Staatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz nimmt ſofort nach dem Empfang der Anzeige eine 
Unterſuchung vor, ob tatſächlich Kartoffelkrebs vorliegt. Die Ergebniſſe der Unterſuchung, die auf 
dem Grundſtück oder an dem Ort, an welchem ſich die verdächtigen Kartoffeln befinden, vorzunehmen 
iſt, werden in einem Protokoll feſtgelegt. 


5 Liegt kein Kartoffelkrebs vor, ſo benachrichtigt die ſtaatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz die 
Ortspolizeibehörde, die ihrerſeits die in $ 3 genannten Perſonen davon unverzüglich in Kenntnis ſetzt. 


Wird das Auftreten des Kartoffelkrebſes feſtgeſtellt, ſo erteilt die ſtaatliche Hauptſtelle für 
Pflanzenſchutz beſondere Anweiſungen, auf Grund deren die Ortspolizeibehörde unter Berufung auf dieſe 
unverzüglich die notwendigen Anordnungen trifft. 


Die ſtaatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz gibt dem Senat von dem Inhalt ihrer Anweiſungen 
und Anordnungen Kenntnis. 
8-17 


Jeden Fall des Auftretens und des Erlöſchens des Kartoffelkrebſes gibt die Ortspolizeibehörde 
unter genauer Bezeichnung der Ortſchaft öffentlich bekannt. 


8 18 


Auf Grundſtücken, die Eigentum des Staates ſind und unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen, haben 
die Stellen, die dieſe Grundſtücke verwalten, entſprechende Bekämpfungsmaßnahmen zu treffen. Jeden 
Fall des Auftretens von krebsverdächtigen Erſcheinungen teilen dieſe Stellen der ſtaatlichen Hauptitelle 
für Pflanzenſchutz mit und überſenden ihr gleichzeitig in einer feſten Verpackung Kartoffelproben in 
einer für die Unterfuhung unbedingt notwendigen Menge. Gleichzeitig benachrichtigen dieſe Stellen die 
Ortspolizeibehörde. 


Die ſtaatliche Hauptſtelle für Pflanzenſchutz gibt den in Abſ. 1 genannten Stellen beſondere 
Richtlinien über die Art und Weiſe der Bekämpfung des Kartoffelkrebſes auf dieſen Grundſtücken und 
gibt gleichzeitig dieſe Richtlinien der Ortspolizeibehörde bekannt. 


$ 19 


Wenn die in 8 3 genannten Perſonen den auf Grund dieſer erlaſſenen Anordnungen ſich ergebenden 
Verpflichtungen nicht nachkommen, ſo kann die Erfüllung von der Ortspolizeibehörde auf Koſten der 
Säumigen erzwungen werden. 
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8 20 


Zur Ausübung der Auffiht über den Geſundheitszuſtand der Kartoffeln und über die Befolgung 
der Vorſchriften dieſer Verordnung ſowie auch zur Handhabung der Aufſicht ſind die zuſtändigen Be⸗ 
hörden ſowie der Vertreter der ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzenſchutz berechtigt: 


1. Grundſtücke ſowie alle anderen Räumlichkeiten, an denen die Kartoffeln aufbewahrt, ver⸗ 
arbeitet und verkauft werden, zu betreten; 


2. Kartoffeln auf dem Felde und in den obenbezeichneten Räumlichkeiten ſowie dieſe Räumlich⸗ 
keiten ſelbſt und die zur Verarbeitung der Kartoffeln dienenden Vorrichtungen, ferner die 
Transport- und Beförderungsmittel zu unterſuchen; 


3. Kartoffelproben in einer Menge bis zu 1 kg koſtenlos zu entnehmen; 


4. entſprechende Auskünfte Don den Perſonen, in deren Beli ſich die Grundſtücke und die 
obenbezeichneten Räumlichkeiten und Vorrichtungen befinden, zu verlangen; 


5. alle Arbeiten, die mit der Reinigung der Kartoffeln, der Grundſtücke, der Räumlichkeiten 
und der Vorrichtungen ſowie auch die Arbeiten, die mit der Verarbeitung der Kartoffeln 
verbunden ſind, zu kontrollieren. 

s 21 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden nach Artikel 9 der Verordnung über die Be⸗ 
kämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. Dezember 1934 
(G. Bl. S. 827) beſtraft. 

8 22 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig wird die Polizeiver⸗ 
ordnung zur Bekämpfung des Kartoffelkrebſes (Synchytrium endobioticum) und des Kartoffelkäfers 
(Doryphora decemlineata) vom 15. Mai 1933 (St. A. Nr. 55 vom 31. 5. 1933 ©. 395) aufge⸗ 
hoben. 

Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


319 Verordnung 
über die Ausrottung von Diſteln. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund der Artikel 2, 3, 4 und 6 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzenkrank⸗ 
heiten, Pflanzenſchädlingen und Unfräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden zur 
Ausrottung von Diſteln folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


8 1 
Es wird die Ausrottung der Felddiſtel (Cirsium arvense), der lanzettförmigen Diſtel (Cirsium 
lanceolatum), der grauen Diſtel (Cirsium canum), der Wieſendiſtel (Cirsium rivulare), der herab’ 
hängenden Diſtel (Carduus nutans), der krausblättrigen Diſtel (Carduus crispus) und der ſpitzen 
Diſtel (Carduus acanthoides) angeordnet. 5 
: 8 2 
Wer die in § 1 genannten Diſteln auf dem von ihm benutzten oder verwalteten Grundſtück hat, iſt 
verpflichtet, alljährlich dieſe Pflanzen vor dem Abblühen durch Ausziehen, Ausſtechen, Hacken oder 
notfalls Abmähen zu vernichten. 
8 3 
Die Ortspolizeibehörde hat alljährlich vor dem 1. Mai in einer in der Ortſchaft üblichen Weiſe 
alle Einwohner auf die ihnen gemäß $ 2 obliegenden Verpflichtung zur Ausrottung von Diſteln hin⸗ 
zuweilen. 8 ö ö 8 Fans 
8 4 


FFC n 


Die Ortspolizeibehörde ift verpflichtet, zu gegebener Zeit auf den Grundſtücken feſtzuſtellen, ob 
die Ausrottung der Diſteln innerhalb der amtlich bekanntgemachten Friſt geſchehen iſt und für den 
Fall der unterbliebenen Ausrottung die Beſtrafung der Schuldigen gemäß Artikel 9 der Verordnung 


840 


über die Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. De 
zember 1934 (G. Bl. S. 827) herbeizuführen. 


8 5 


Auf Grundſtücken, welche Staatseigentum ſind und unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen, obliegt die 
Ausrottung der Diſteln den Stellen, die dieſe Grundſtücke verwalten. 


86 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig wird die Polizei⸗ 


verordnung über die Vertilgung von Ackerdiſteln vom 23. Mai 1905 (Amtsbl. 1905 S. 180 Nr. 395) 
aufgehoben. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


320 Verordnung 
über die Bekämpfung der Blutlaus. 
Vom 11. Dezember 1934. 
Auf Grund der Artikel 2, 3, 4 und 6 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzen⸗ 


krankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden 
zur Bekämpfung der Blutlaus folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


8 1 


Die Eigentümer, Nutznießer, Pächter oder Verwalter von Grundſtücken, auf denen Apfelbäume 
wachſen, ſowie die Beſitzer von Apfelbäumen, auch wenn dieſe von einem Grundſtück entfernt worden 
ſind, ſind verpflichtet, die Blutlaus (Schizoneura lanigera Hausm.) zu bekämpfen. 

Als Apfelbäume ſind zu verſtehen Apfelbäume jeden Alters und jeder Art (wilde Zierbäume, 
Nutzbäume, Hochſtämme, Halbſtämme, Buſchbäume, Zwergbäume, geformte Bäume und dergl.) als 
auch Triebe und andere Teile der Apfelbäume mit Ausnahme der Früchte. 


82 


Tritt an den Apfelbäumen die Blutlaus auf, ſo iſt ſie mit einem allgemein für dieſen Zweck 
verwandten oder von der Hauptſtelle für Pflanzenſchutz angegebenen Mittel zu vernichten. 


8 3 


Apfelbäume, die von der Blutlaus befallen ſind oder Spuren von Beſchädigungen durch die 
Blutlaus aufweiſen, dürfen weder in Baumſchulen noch in ſonſtigen Obſtanlagen gepflanzt, zur Ver⸗ 
edlung benutzt oder verkauft werden. 


8 4 


Der Verkauf von Apfelbäumen aus Obſtbaumſchulen, in denen die Blutlaus nach dem 15. Auguſt 
aufgetreten war, iſt bis zum 15. Auguſt des folgenden Jahres verboten. 


8 5 
Die Ortspolizeibehörde kann im Einvernehmen mit der Hauptſtelle für Pflanzenſchutz die Ver⸗ 
nichtung der Apfelbäume zu einem beſtimmten Zeitpunkt anordnen, wenn die Apfelbäume von der 
Blutlaus jo ſtark befallen ſind, daß von der Hauptſtelle für Pflanzenſchutz ihre weitere Bekämpfung 
für zwecklos erachtet wird. 


8 6 


Die unmittelbare Aufſicht über die Bekämpfung der Blutlaus obliegt der Ortspolizeibehörde 
im Einvernehmen mit der Hauptſtelle für Pflanzenſchutz. ö 
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8 7 
Die Ortspolizeibehörde und die Hauptſtelle für Pflanzenſchutz ſind berechtigt: 
1. Grundſtücke, auf denen Apfelbäume und andere Obſtbäume wachſen, zu betreten; 


2. ſämtliche Räume, Aufbewahrungs⸗ und Verkaufsſtellen von Apfelbäumen und anderen Obſt⸗ 
bäumen zu betreten; 


3. Apfelbäume und andere Obſtbäume auf den Grundſtücken und in den genannten Räumen 
zu unterſuchen; 


4. beſchädigte Teile der Apfelbäume zwecks Unterſuchung unentgeltlich zu entnehmen; 
5. ſämtliche Maßnahmen zur Bekämpfung der Blutlaus zu kontrollieren; 
6. die notwendigen Auskünfte von den in $ 1 genannten Perſonen zu verlangen. 


8 8 
Die Bekämpfung der Blutlaus auf Grundſtücken, die Eigentum des Staates ſind und unter 


ſtaatlicher Verwaltung ſtehen, ſowie auch die Aufſicht über die Bekämpfung der Blutlaus auf dieſen 
Grundſtücken obliegt den Stellen, die dieſe Grundſtücke verwalten. 


8 9 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden nach Artikel 9 der Verordnung über die 


Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unfräutern vom 11. Dezember 1934 
(G. Bl. S. 827) beſtraft. 


8 10 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


321 Verordnung 


über die Ausrottung der Berberitze. 
Vom 11. Dezember 1934. 
Auf Grund der Artikel 2, 3, 4 und 6 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzenkrank⸗ 


heiten, Pflanzenſchädlingen und Unfräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden zur 
Ausrottung der Berberitze folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


8 1 
Die Eigentümer, Nutznießer, Pächter oder Verwalter von Grundſtücken, auf denen die gewöhn⸗ 
liche Berberitze (Berberis vulgaris) wächſt, ſind verpflichtet, dieſe auszurotten mit Ausnahme der 
Pflanzen, die ſich in botaniſchen Gärten oder im Innern von Wäldern in einem Abſtand von minde⸗ 
ſtens 200 m vom Waldrand befinden. 


8 2 i 
Die Aufſicht über die Ausrottung der Berberitze obliegt der Ortspolizeibehörde im Einvernehmen 
mit der Hauptſtelle für Pflanzenſchutz, die auch das geeignete techniſche Perſonal beſtimmt. 
8 3 
Die Ortspolizeibehörde ſowie die Hauptſtelle für Pflanzenſchutz ſind berechtigt: 
1. Grundſtücke, auf denen Berberitzen wachſen, zu betreten; 
2. die notwendigen Auskünfte von den in § 1 genannten Perſonen zu verlangen. 


8 4 


Auf Grundſtücken, welche Staatseigentum ſind und unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen, obliegt 
die Ausrottung der Berberitze den Stellen, die dieſe Grundſtücke verwalten. 
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8 5 
Die in § 1 bezeichneten Perſonen unterliegen den Strafbeſtimmungen des Artikels 9 der Verord⸗ 
nung über die Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. De⸗ 
zember 1934 (G. Bl. S. 827), falls nach dem 1. Mai 1935 auf dem von ihnen benutzten oder ver⸗ 
walteten Grund und Boden ſich die Berberitze befindet . 


8 6 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Polizei⸗ 
verordnung vom 31. Juli 1925 betreffend Anpflanzung von Berberitzenſträuchern und Mahonien 
außer Kraft (St. A. Teil I S. 267). 
Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


Schriftleitung: Geſchäſt⸗ſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


